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3425/A XXVII. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Lukas Hammer, Tanja Graf,  

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 25.05.2023 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 25.05.2023 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

Hinweis der ParlDion: Gemäß den legistischen 
Richtlinien (leg. RL) ist nur der Kurztitel bei einer 
Novelle eines Gesetzes zu verwenden; daher müsste der 
Titel richtig heißen: 

Bundesgesetz, mit dem das Elektrizitätswirtschafts- und 
­organisationsgesetz 2010 geändert wird 

Eine Titeländerung ist nur mittels eines 
Abänderungsantrages möglich. 

Bundesgesetz, mit dem das 
Elektrizitätswirtschafts- und 
­organisationsgesetz 2010 (ElWOG 2010) 
geändert wird 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Hinweis der ParlDion: Beim Eingang soll gem. den leg. 
RL der Kurztitel und eine allfällige Abkürzung eines 
Gesetzes verwendet werden, daher müsste es im Eingang 
richtig heißen: 

Das Elektrizitätswirtschafts- und -
organisationsgesetz 2010 – ElWOG 2010, … wird wie 
folgt geändert: 

Eine solche Änderung ist nur mittels eines 
Abänderungsantrages möglich. 

Das Bundesgesetz, mit dem die Organisation auf 
dem Gebiet der Elektrizitätswirtschaft neu geregelt wird 
(Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010 – 
ElWOG 2010), BGBl. I Nr. 110/2010, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 5/2023, wird wie 
folgt geändert: 

 

 1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 76 
folgender Eintrag eingefügt: 

 

  „§ 76a. Vertragliche Bindungsfristen“  § 76a. Vertragliche Bindungsfristen 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 25.05.2023 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 25.05.2023 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 2. (Verfassungsbestimmung) § 1 samt Überschrift lautet:  

Kompetenzgrundlage und Vollziehung „Kompetenzgrundlage und Vollziehung Kompetenzgrundlage und Vollziehung 

§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, 
Aufhebung und Vollziehung von Vorschriften, wie sie in 
§ 2, § 3, § 8, § 9, § 10a, § 11, § 16 Abs. 2, § 16a bis § 16e, 
§ 17a, § 18a, § 19, § 19a, § 20, § 22 Abs. 1, § 22a, § 23a 
bis § 23d, § 24 bis § 36, § 37 Abs. 7, § 38, § 39, § 48 bis § 
65, § 69, § 72, § 73 Abs. 2 und 3, § 76, § 77a bis § 79, § 
81 bis § 84a, § 88 Abs. 2 bis 8, § 89, § 92 bis § 94, § 99 
bis § 103, § 109 Abs. 2 bis 7, § 110 bis § 112, § 113 Abs. 
1 und § 114 Abs. 1 und 3 enthalten sind, sind auch in den 
Belangen Bundessache, hinsichtlich deren das B-VG 
etwas anderes bestimmt. Die in diesen Vorschriften 
geregelten Angelegenheiten können in unmittelbarer 
Bundesverwaltung besorgt werden. 

§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, 
Aufhebung und Vollziehung von Vorschriften, wie sie in 
§ 2, § 3, § 8, § 9, § 10a, § 11, § 16 Abs. 2, § 16a bis § 16e, 
§ 17a, § 18a, § 19, § 19a, § 20, § 22 Abs. 1, § 22a, § 23a 
bis § 23d, § 24 bis § 36, § 37 Abs. 7, § 38, § 39, § 48 bis 
§ 65, § 69, § 72, § 73 Abs. 2 und 3, § 76, § 76a, § 77a bis 
§ 79, § 81 bis § 84a, § 88 Abs. 2 bis 8, § 89, § 92 bis § 94, 
§ 99 bis § 103, § 109 Abs. 2 bis 7, § 110 bis § 112, § 113 
Abs. 1 und § 114 Abs. 1 und 3 enthalten sind, sind auch 
in den Belangen Bundessache, hinsichtlich deren das 
B­VG etwas anderes bestimmt. Die in diesen Vorschriften 
geregelten Angelegenheiten können in unmittelbarer 
Bundesverwaltung besorgt werden.“ 

§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, 
Aufhebung und Vollziehung von Vorschriften, wie sie in 
§ 2, § 3, § 8, § 9, § 10a, § 11, § 16 Abs. 2, § 16a bis § 16e, 
§ 17a, § 18a, § 19, § 19a, § 20, § 22 Abs. 1, § 22a, § 23a 
bis § 23d, § 24 bis § 36, § 37 Abs. 7, § 38, § 39, § 48 bis 
§ 65, § 69, § 72, § 73 Abs. 2 und 3, § 76, § 76a, § 77a bis 
§ 79, § 81 bis § 84a, § 88 Abs. 2 bis 8, § 89, § 92 bis § 94, 
§ 99 bis § 103, § 109 Abs. 2 bis 7, § 110 bis § 112, § 113 
Abs. 1 und § 114 Abs. 1 und 3 enthalten sind, sind auch 
in den Belangen Bundessache, hinsichtlich deren das B-
­VG etwas anderes bestimmt. Die in diesen Vorschriften 
geregelten Angelegenheiten können in unmittelbarer 
Bundesverwaltung besorgt werden. 

 3. § 65 Abs. 2 lautet:  

(2) Stromhändler und sonstige Lieferanten, die 
Endverbraucher beliefern, sind verpflichtet, sämtliche 
preisrelevanten Daten für mit Standardprodukten 
versorgte Endverbraucher unverzüglich nach ihrer 
Verfügbarkeit der Regulierungsbehörde in einer von 
dieser vorgegebenen elektronischen Form für die Eingabe 
in den Tarifkalkulator zu übermitteln. Im Tarifkalkulator 
der Regulierungsbehörde sind alle Wettbewerber gleich 
zu behandeln und alle der Regulierungsbehörde zur 
Verfügung gestellten Konditionen transparent und 
nichtdiskriminierend zu veröffentlichen. 

„(2) Stromhändler und sonstige Lieferanten, die 
Endverbraucher beliefern, sind verpflichtet, 

(2) Stromhändler und sonstige Lieferanten, die 
Endverbraucher beliefern, sind verpflichtet, sämtliche 
preisrelevanten Daten für mit Standardprodukten 
versorgte Endverbraucher unverzüglich nach ihrer 
Verfügbarkeit der Regulierungsbehörde in einer von 
dieser vorgegebenen elektronischen Form für die Eingabe 
in den Tarifkalkulator zu übermitteln. Im Tarifkalkulator 
der Regulierungsbehörde sind alle Wettbewerber gleich 
zu behandeln und alle der Regulierungsbehörde zur 
Verfügung gestellten Konditionen transparent und 
nichtdiskriminierend zu veröffentlichen. 

  1. unverzüglich nach Verfügbarkeit die 
erforderlichen, aktuellen Informationen zu ihren 
Standardprodukten für die Lieferung von Strom 
unter Verwendung eindeutig nachvollziehbarer 
Produktbezeichnungen und Angabe des 
Angebotsbeginns sowie allfällige automatische 
Preisanpassungen und die hierfür relevanten 
Stichtage und 

 1. unverzüglich nach Verfügbarkeit die 
erforderlichen, aktuellen Informationen zu 
ihren Standardprodukten für die Lieferung 
von Strom unter Verwendung eindeutig 
nachvollziehbarer Produktbezeichnungen und 
Angabe des Angebotsbeginns sowie allfällige 
automatische Preisanpassungen und die 
hierfür relevanten Stichtage und 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 25.05.2023 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 25.05.2023 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

  2. jene Produkte für die Lieferung von Strom, die 
jeweils von mindestens 3 % der von ihnen 
versorgten Verbraucher im Sinne des § 1 Abs. 1 
Z 2 KSchG sowie Kleinunternehmen in 
Anspruch genommen werden 

 2. jene Produkte für die Lieferung von Strom, 
die jeweils von mindestens 3 % der von ihnen 
versorgten Verbraucher im Sinne des § 1 
Abs. 1 Z 2 KSchG sowie Kleinunternehmen in 
Anspruch genommen werden 

 der Regulierungsbehörde zu melden und die dafür 
erforderlichen Daten in einer von dieser vorgegebenen 
elektronischen Form für die Eingabe in den 
Tarifkalkulator (§ 22 Z 3 E­ControlG) zu übermitteln. 
Stromhändler und sonstige Lieferanten, die 
Endverbraucher beliefern, sind verpflichtet, die Daten 
erforderlichenfalls umgehend zu aktualisieren. Im 
Tarifkalkulator der Regulierungsbehörde sind alle 
Wettbewerber gleich zu behandeln und alle der 
Regulierungsbehörde zur Verfügung gestellten 
Konditionen transparent und nichtdiskriminierend zu 
veröffentlichen.“ 

der Regulierungsbehörde zu melden und die dafür 
erforderlichen Daten in einer von dieser vorgegebenen 
elektronischen Form für die Eingabe in den 
Tarifkalkulator (§ 22 Z 3 E­ControlG) zu übermitteln. 
Stromhändler und sonstige Lieferanten, die 
Endverbraucher beliefern, sind verpflichtet, die Daten 
erforderlichenfalls umgehend zu aktualisieren. Im 
Tarifkalkulator der Regulierungsbehörde sind alle 
Wettbewerber gleich zu behandeln und alle der 
Regulierungsbehörde zur Verfügung gestellten 
Konditionen transparent und nichtdiskriminierend zu 
veröffentlichen. 

 4. Nach § 76 wird folgender § 76a samt Überschrift 
eingefügt: 

 

 „Information der Kunden über Wechselmöglichkeiten Information der Kunden über Wechselmöglichkeiten 

 § 76a. (1) Lieferanten haben ihre Kunden einmal 
jährlich in einem persönlich an sie gerichteten, 
gesonderten Informationsschreiben oder auf ihren 
Wunsch elektronisch auf die Möglichkeit eines Wechsels 
gemäß § 76 sowie den Tarifkalkulator der 
Regulierungsbehörde (§ 22 Z 3 E­ControlG) hinzuweisen. 

§ 76a. (1) Lieferanten haben ihre Kunden einmal 
jährlich in einem persönlich an sie gerichteten, 
gesonderten Informationsschreiben oder auf ihren 
Wunsch elektronisch auf die Möglichkeit eines 
Wechsels gemäß § 76 sowie den Tarifkalkulator der 
Regulierungsbehörde (§ 22 Z 3 E­ControlG) 
hinzuweisen. 

 (2) Sind Bindungsfristen gemäß § 76 Abs. 1 3. Satz 
vertraglich vereinbart, haben Lieferanten ihre Kunden in 
einem persönlich an sie gerichteten, gesonderten 
Informationsschreiben oder auf ihren Wunsch 
elektronisch über das bevorstehende Ende der 
vertraglichen Bindung zu informieren. Die Information 
hat auf die Möglichkeit eines Wechsels gemäß § 76 sowie 
den Tarifkalkulator der Regulierungsbehörde (§ 22 Z 3 
E­ControlG) hinzuweisen und zumindest vier Wochen vor 

(2) Sind Bindungsfristen gemäß § 76 Abs. 1 
3. Satz vertraglich vereinbart, haben Lieferanten ihre 
Kunden in einem persönlich an sie gerichteten, 
gesonderten Informationsschreiben oder auf ihren 
Wunsch elektronisch über das bevorstehende Ende 
der vertraglichen Bindung zu informieren. Die 
Information hat auf die Möglichkeit eines Wechsels 
gemäß § 76 sowie den Tarifkalkulator der 
Regulierungsbehörde (§ 22 Z 3 E­ControlG) 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 25.05.2023 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 25.05.2023 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Ende der Bindungsfrist zu erfolgen. hinzuweisen und zumindest vier Wochen vor Ende der 

Bindungsfrist zu erfolgen. 

 (3) Sofern Lieferanten zum Zeitpunkt einer 
Information nach Abs. 1 oder 2 über ein Standardprodukt 
verfügen, welches im Hinblick auf den Energieverbrauch 
des jeweiligen Kunden während des letzten 
Vertragsjahres im Tarifkalkulator der 
Regulierungsbehörde als günstiger als das aktuell 
vereinbarte Produkt ausgewiesen ist, haben sie dem 
jeweiligen Kunden in der Information nach Abs. 1 oder 2 
einen Umstieg auf dieses Standardprodukt anzubieten.“ 

(3) Sofern Lieferanten zum Zeitpunkt einer 
Information nach Abs. 1 oder 2 über ein 
Standardprodukt verfügen, welches im Hinblick auf 
den Energieverbrauch des jeweiligen Kunden 
während des letzten Vertragsjahres im 
Tarifkalkulator der Regulierungsbehörde als 
günstiger als das aktuell vereinbarte Produkt 
ausgewiesen ist, haben sie dem jeweiligen Kunden in 
der Information nach Abs. 1 oder 2 einen Umstieg auf 
dieses Standardprodukt anzubieten. 

 5. § 81 Abs. 5 lautet:  

(5) Teilbeträge sowohl für die Netznutzung als auch 
für die Energielieferung sind auf sachliche und 
angemessene Weise auf Basis des Letztjahresverbrauches 
zu berechnen. Liegt kein Jahresverbrauch vor, so sind die 
Teilbeträge auf Basis des zu erwartenden 
Stromverbrauchs, aufgrund der Schätzung des Verbrauchs 
vergleichbarer Kunden, zu berechnen. Die der 
Teilbetragsberechnung zugrundliegende Menge in kWh 
ist dem Kunden schriftlich oder auf dessen Wunsch 
elektronisch mitzuteilen. 

„(5) Teilbeträge sowohl für die Netznutzung als auch 
für die Energielieferung sind auf sachliche und 
angemessene Weise auf Basis des Letztjahresverbrauches 
zu berechnen und auf Verlangen von Verbrauchern im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 KSchG sowie Endverbrauchern 
mit einem Jahresverbrauch von bis zu 100.000 kWh 
zumindest halbjährlich an den aktuellen Verbrauch und 
das aktuell vertraglich vereinbarte Entgelt anzupassen. 
Bei der Berechnung der Teilbeträge für die 
Energielieferung sind einmalige und wiederkehrende 
Rabatte, die auf den Energiepreis wirken, zu 
berücksichtigen. Liegt kein Jahresverbrauch vor, so sind 
die Teilbeträge auf Basis des zu erwartenden 
Stromverbrauchs, aufgrund der Schätzung des Verbrauchs 
vergleichbarer Kunden, zu berechnen. Die der 
Teilbetragsberechnung zugrundliegende Menge in kWh 
ist dem Kunden schriftlich oder auf dessen Wunsch 
elektronisch mitzuteilen.“ 

(5) Teilbeträge sowohl für die Netznutzung als auch 
für die Energielieferung sind auf sachliche und 
angemessene Weise auf Basis des Letztjahresverbrauches 
zu berechnen. und auf Verlangen von Verbrauchern im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 KSchG sowie 
Endverbrauchern mit einem Jahresverbrauch von bis 
zu 100.000 kWh zumindest halbjährlich an den 
aktuellen Verbrauch und das aktuell vertraglich 
vereinbarte Entgelt anzupassen. Bei der Berechnung 
der Teilbeträge für die Energielieferung sind 
einmalige und wiederkehrende Rabatte, die auf den 
Energiepreis wirken, zu berücksichtigen. Liegt kein 
Jahresverbrauch vor, so sind die Teilbeträge auf Basis des 
zu erwartenden Stromverbrauchs, aufgrund der Schätzung 
des Verbrauchs vergleichbarer Kunden, zu berechnen. 
Die der Teilbetragsberechnung zugrundliegende Menge in 
kWh ist dem Kunden schriftlich oder auf dessen Wunsch 
elektronisch mitzuteilen. 

 6. § 81 Abs. 6 lautet:  

(6) Sind intelligente Messgeräte installiert, haben 
Endverbraucher zumindest das Wahlrecht zwischen einer 
monatlichen Rechnung und einer Jahresrechnung. 

„(6) Sind intelligente Messgeräte installiert, haben 
Endverbraucher das Wahlrecht zwischen einer 
monatlichen Rechnung und einer Jahresrechnung. Auf 

(6) Sind intelligente Messgeräte installiert, haben 
Endverbraucher zumindest das Wahlrecht zwischen einer 
monatlichen Rechnung und einer Jahresrechnung. Auf 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 25.05.2023 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 25.05.2023 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
dieses sind sie bei Vertragsabschluss samt einer 
Information über die damit verbundenen Auswirkungen 
auf die Verrechnung hinzuweisen.“ 

dieses sind sie bei Vertragsabschluss samt einer 
Information über die damit verbundenen 
Auswirkungen auf die Verrechnung hinzuweisen. 

 7. Nach § 99 Abs. 2 Z 10 wird folgende Z 10a eingefügt:  

(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die 
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung 
oder einen Geldbußentatbestand bildet oder nach anderen 
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe 
bedroht ist, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist 
mit Geldstrafe bis zu 75 000 Euro zu bestrafen, wer 

 1. … 

 (2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die 
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung 
oder einen Geldbußentatbestand bildet oder nach anderen 
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe 
bedroht ist, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist 
mit Geldstrafe bis zu 75 000 Euro zu bestrafen, wer 

 1. … 

  „10a. seinen Verpflichtungen gemäß § 76a nicht 
nachkommt;“ 

 10a. seinen Verpflichtungen gemäß § 76a nicht 
nachkommt; 

 8. Dem § 109 werden folgende Abs. 9 und 10 angefügt:  

Hinweis der ParlDion: Am Ende des neuen Abs. 9 steht 
die Wortfolge „in Kraft“ doppelt. 

„(9) § 65 Abs. 2 und § 81 Abs. 6 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. X/2023 treten mit Ablauf des 
Tages der Kundmachung in Kraft in Kraft. 

(9) § 65 Abs. 2 und § 81 Abs. 6 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. X/2023 treten mit Ablauf 
des Tages der Kundmachung in Kraft in Kraft. 

 (10) § 76a und § 81 Abs. 5 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. X/2023 treten mit 
1. September 2023 in Kraft.“ 

(10) § 76a und § 81 Abs. 5 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. X/2023 treten mit 
1. September 2023 in Kraft. 
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